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Entwurf eines Gesetzes zur Förderung energiesparender Maßnahmen 


A. Zielsetzung 

Angesichts der drastisch gestiegenen Preise für Mineralöl 
und der nicht mehr auszuschließenden Engpässe bei der Ver- 
sorgung der Bevölkerung mit Heizöl ist es dringend erforder- 
lich, die Bemühungen zur Einsparung und Substitution von 
Mineralöl deutlich zu verstärken. Die gegenwärtig bestehen- 
den und befristeten Förderungsmöglichkeiten bieten für Maß- 
nahmen zur Nutzung neuer Techniken außerhalb des Bereichs 
der öffentlichen Energieversorgung, wie insbesondere den 
Einbau von Wärmepumpen-, Wärmerückgewinnungs-, Solar- 
und Windkraftanlagen, keinen ausreichenden Anreiz und sind 
deshalb wesentlich zu verbessern. 


B. Lösung 

Kernpunkt des Gesetzentwurfs ist die unbefristete Einführung 
erhöhter steuerlicher Sonderabschreibungen mit erheblichem 
Investitionsanreiz, verbunden mit einer Erweiterung des jetzi- 
gen Katalogs der geförderten Maßnahmen. Außerdem wird 
die Förderung der Anschaffung von Notstromaggregaten in 
diesen Gesetzentwurf einbezogen. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Die zu erwartenden Steuerausfälle lassen sich nur sehr grob 
abschätzen. Sie sind insbesondere abhängig von der Investi- 
tionsbereitschaft der Steuerpflichtigen und der Höhe der Inve- 
stitionskosten. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 
14 (42) — 630 1 — En 47/80 


Bonn, den 16. Januar 1980 


An den JJerrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Abs. 3 des Grundgesetzes den Entwurf 
eines Gesetzes zur Förderung energiesparender Maßnahmen mit Begründung 
(Anlage 1), den der Bundesrat in seiner 478. Sitzung am 19. Oktober 1979 beim 
Deutschen Bundestag einzubringen beschlossen hat. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu dem Gesetzentwurf des Bundesrates ist 
in der beigefügten Stellungnahme (Anlage 2) dargelegt. 


Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft. 


Schmidt 
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Anlage 1 

Entwurf eines Gesetzes zur Förderung energiesparender Maßnahmen 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Einkommensteuergesetz 

Das Einkommensteuergesetz 1979 in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 21. Juni 1979 (BGBl. I 
S. 721), zuletzt geändert durch das . . . (BGBl. I 
S. . . .), wird wie folgt geändert: 

1. ln § 2 Abs. 2 Nr. 1 werden die Worte „(§§ 4 bis 
7e)" durch die Worte „(§§ 4 bis 7 g)" ersetzt. 

2. Nach § 7 f wird folgender § 7 g eingefügt; 

„§7g 

Förderung von Anlagen und Einrichtungen 
zur Energieerzeugung, -einsparung und 
-Versorgung 

(1) Der Steuerpflichtige kann 

1. bei einem Gebäude von den Herstellungs- 
kosten für Maßnahmen, die im wesentlichen 
zum Zweck des Wärmeschutzes vorgenommen 
werden, 

2. bei einem Gebäude im Falle einer Umstel- 
lung der Heizung von den Herstellungskosten 
für den Anschluß an die Fernwärmeversor- 
gung, die überwiegend aus Anlagen der Kraft- 
Wärme-Kopplung, zur Verbrennung von Müll 
oder zur Verwertung von Abwärme gespeist 
wird, 

3. von den Kosten für die Anschaffung oder 
Herstellung, den Einbau und den Anschluß 
von Wärmepumpenanlagen, Solaranlagen, 
Windkraftanlagen, Wärmerückgewinnungs- 
anlagen und Anlagen zur Energieerzeugung 
durch Nutzung von Biomasse, 

4. Von den Anschaffungs- oder Herstellungsko- 
sten für Notstromaggregate 

anstelle der nach §§ 7, 7 b oder 54 zu bemessen- 
den Absetzungen im Jahr der Anschaffung oder 
Herstellung in den Fällen der Nummer 1 bis zu 
30 vom Hundert, in den Fällen der Nummern 2, 
3 und 4 bis zu 50 vom Hundert und in den folgen- 
den Jahren bis zur vollen Absetzung jeweils bis 
zu 10 vom Hundert absetzen. Nicht in Anspruch 
genommene erhöhte Absetzungen können nach- 
geholt werden; dabei können nachträgliche An- 
schaffungs- oder Herstellungskosten abweichend 
von § 7 a Abs. 1 so behandelt werden, als wä- 
ren sie im Jahr der Anschaffung oder Her- 


stellung entstanden. Voraussetzung für die In- 
anspruchnahme der erhöhten Absetzungen ist 

a) in den Fällen der Nummer 1, daß das Ge- 
bäude vor dem 1. Januar 1978 hergestellt wor- 
den ist, 

b) in den Fällen der Nummer 3, daß die Ver- 
wendung der Anlagen nicht Gegenstand oder 
Teil einer gewerblichen Betätigung im Bereich 
der Energieversorgung ist und daß es sich in 
Anschaffungsfällen um den Erwerb neuer An- 
lagen handelt. 

(2) Die erhöhten Absetzungen nach Absatz 1 
und der Abzug von Aufwendungen für die erst- 
malige Durchführung einer Maßnahme im Sinne 
des Absatzes 1, die Erhaltungsaufwand sind und 
bei Gebäuden entstehen, bei denen die Voraus- 
setzungen des Absatzes 1 Satz 3 vorliegen, sind 
auch bei der Berechnung des Gewinns nach § 13 a 
zulässig. 

(3) Die erhöhten Absetzungen nach den Absät- 
zen 1 und 2 können nicht in Anspruch genommen 
werden, wenn für dieselbe Maßnahme eine In- 
vestitionszulage gewährt wird. 

(4) Aufwendungen für die erstmalige Durch- 
führung einer Maßnahme im Sinne des Absat- 
zes 1, die Erhaltungsaufwand sind und die bei 
Einfamilienhäusern oder Eigentumswohnungen 
entstehen, deren Nutzungswert nach § 21 a er- 
mittelt wird und bei denen die Voraussetzungen 
des Absatzes 1 Satz 3 vorliegen, können abwei- 
chend von § 21 a Abs. 3 als Werbungskosten ab- 
gezogen werden. Der Abzug ist in dem Jahr, in 
dem die Arbeiten abgeschlossen worden sind, in 
den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 1 bis zu 
30 vom Hundert, in den Fällen des Absatzes 1 
Satz 1 Nr. 2, 3 und 4 bis zu 50 vom Hundert der 
Aufwendungen zulässig; der danach verblei- 
bende Teil der Aufwendungen ist in den Fällen 
des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 1 auf die sieben folgen- 
den Jahre, in den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 
Nr. 2, 3 und 4 auf die fünf folgenden Jahre gleich- 
mäßig zu verteilen. Wird das Einfamilien- 
haus oder die Eigentumswohnung während des 
Verteilungszeltraums veräußert oder in ein Be- 
triebsvermögen eingebracht, so ist der noch 
nicht berücksichtigte Teil des Erhaltungsauf- 
wands im Jahr der Veräußerung oder der Über- 
führung in das Betriebsvermögen als Werbungs- 
kosten abzuziehen. Steht das Einfamilienhaus 
oder die Eigentumswohnung im Eigentum meh- 
rerer Personen, so kann der in Satz 2 bezeich- 
nete Abzug von allen Eigentümern nur einheit- 
lich vorgenommen werden." 

3. In § 9 Abs. 1 Nr. 7 wird nach „§§ 7 b," „7 g," 
eingefügt. 
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4. In § 51 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe q werden 

a) Doppelbuchstabe bb wie folgt gefaßt: 

„bb) für Maßnahmen, die ausschließlich zum 
Zwecke des Lärmschutzes vorgenommen 
werden." ; 

b) Doppelbuchstabe cc gestrichen. 

5. § 52 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 11 wird folgender Absatz 11a 
eingefügt: 

„(11 a) § 7 g Abs. 1 bis 3 ist erstmals auf 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten für 
Anlagen und Einrichtungen anzuwenden, die 
nach dem 31. Dezember 1979 angeschafft oder 
fertiggestellt werden. § 7 g Abs. 2 und 4 ist 
erstmals auf Erhaltungsaufwand für Maßnah- 
men anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 
1979 abgeschlossen werden."; 

b) Der bisherige Absatz 11 a wird Absatz 11b. 

Artikel 2 

Investitionszulagengesetz 

Das Investitionszulagengesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 2. Januar 1979 (BGBl. I S. 24), 
zuletzt geändert durch das ... 

(BGBl. IS... .), wird wie folgt geändert: 

1. § 4 a wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz einge- 
fügt: 

„(4) Die Absätze 1 und 2 mit Ausnahme 
des Absatzes 1 Satz 2 gelten sinngemäß für 
Notstromaggregate. Dies gilt auch, wenn die 
Notstromaggregate keine selbständigen Wirt- 
schaftsgüter sind."; 

b) der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5. 


Begründung 

I. Allgemeines 

Unter dem Eindruck der ständig steigenden ölpreise 
und einer möglichen Verknappung des Ölangebots 
müssen die Bemühungen, die Abhängigkeit vom Mi- 
neralöl zu verringern, entscheidend verstärkt wer- 
den. Die größere Inanspruchnahme anderer fossiler 
Brennstoffe, nämlich Kohle und Erdgas, reicht zu 
diesem Zweck nicht aus. Es wird darauf ankommen, 
zusätzliche, bisher nicht erschlossene Energiequel- 
len nutzbar zu machen. Hierfür stehen Solarenergie, 
Windkraft und besondere Energietechniken zur Ver- 
fügung. Mit ihrer Nutzbarmachung wird herkömm- 
liche Primärenergie eingespart. Im Zuge dieser Be- 
mühungen müssen die Maßnahmen zur Verbesse- 
rung der Energieausnutzung und des Wärmeschutzes 
verstärkt werden. 


2. § 8 Abs. 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Worte „§ 4 a Abs. 1, 2 
und 4" durch die Worte „§ 4 a Abs. 1, 2 
und 5" ersetzt. 

b) Nach Satz 2 wird folgender Satz angefügt: 

„§ 4 a Abs. 4 ist erstmals auf Notstromaggre- 
gate anzuwenden, die nach dem 31. Dezem- 
ber 1979 angeschafft oder hergestellt werden." 


Artikel 3 

Gesetz zur Förderung der Modernisierung von 

Wohnungen und von Maßnahmen zur Einsparung 
von Heizenergie 

Das Gesetz zur Förderung der Modernisierung von 
Wohnungen und von Maßnahmen zur Einsparung 
von Heizenergie in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 12. Juli 1978 (BGBl. I S. 993), zuletzt geändert 
durch das . . . (BGBl. I S. . . .), wird wie folgt ge- 
ändert: 

In § 5 Abs. 3 Satz 2 werden nach den Worten „auf 
Grund von" die Worte „§ 7 g Abs. 2 und 4 sowie" 
eingefügt. 

Artikel 4 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
auch im Land Berlin. 

Artikel 5 

* Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 


Die Investitionskosten für neue energiesparende 
Techniken sind zur Zeit noch so hoch, daß von den 
bereits vorhandenen technischen Möglichkeiten 
trotz der derzeitigen Investitionsförderung zu wenig 
Gebrauch gemacht wird. Die neuen Techniken las- 
sen sich deshalb außerhalb des Bereichs der öffent- 
lichen Energieversorgung nur dann durchsetzen, 
wenn die bestehenden Förderungsmöglichkeiten, 
vorrangig auf steuerlichem Gebiet, erheblich ver- 
bessert werden. 

Erreicht wird dies durch die Einführung höherer 
steuerlicher Sonderabschreibungen mit erheblichem 
Investitionsanreiz im Investitionsjahr. Diese Förde- 
rung wirkt sich sowohl im betrieblichen Bereich 
unter Einbeziehung der nichtbuchführenden Land- 
und Forstwirte als auch im Bereich der Einkünfte 
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aus Vermietung und Verpachtung einschließlich der 
selbstgenutzten Einfamilienhäuser aus. Unter dem 
Gesichtspunkt der Energieversorgung wird auch die 
Anschaffung von Notstromaggregaten durch die vor- 
genannten Sonderabschreibungen oder durch die 
Gewährung einer Investitionszulage gefördert. 

Die deutlich auf das Investitionsjahr abgestellte 
steuerliche Förderung hat auch zum Ziel, die drin- 
gend erforderliche Entlastung des bestehenden Zu- 
schußprogramms nach dem Modernisierungs- und 
Energieeinsparungsgesetz zu erreichen. 


IL Einzelbegründung 

Zu Artikel 1 (Einkommensteuergesetz) 

Nummer 1 (§ 2 Abs. 2 Nr. 1) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung. 
Nummer 2 (§ 7 g) 

Die Vorschrift sieht erhöhte Absetzungen für Anla- 
gen und Einrichtungen zur Energieerzeugung, -ein- 
sparung und -Versorgung vor. Sie tritt insoweit an 
die Stelle der Regelungen in § 82 a der Einkommen- 
steuer-Durchführungsverordnung (EStDV). Die er- 
höhten Absetzungen betragen im Investitionsjahr in 
den Fällen des § 7 g Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis zu 30 
V. H., in den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 2, 3 
und 4 bis zu 50 v. H. und in den Folge jahren bis zu 
10 V. H. der Anschaffungs- öder Herstellungskosten. 
Nicht ausgenutzte erhöhte Absetzungen können 
nachgeholt werden; dabei können nachträglich an- 
fallende Kosten so behandelt werden, als wären sie 
bereits im Jahr der Anschaffung oder Herstellung 
entstanden. Durch den erhöhten Abschreibungssatz 
im Erstjahr wird der notwendige Investitionsanreiz 
geschaffen. 

Nach den bisherigen Erfahrungen werden die be- 
reits bestehenden Möglichkeiten zur Förderung her- 
kömmlicher Wärmeschutzmaßnahmen weit stärker 
in Anspruch genommen als die entsprechenden Mög- 
lichkeiten zur Förderung der Umstellung auf Fern- 
wärme, zur Anwendung neuer Technologien der 
Energieeinsparung sowie zur Nutzung der Sonnen- 
energie oder anderer neuerer Energieträger. 

Bei gleichmäßiger Anhebung des Förderniveaus 
wäre zu befürchten, daß die ausschließlichen Wär- 
medämmaßnahmen künftig noch mehr dominieren 
und der energiewirtschaftlich in erster Linie ge- 
wünschte Anreiz für die Markteinführung neuer 
Energietechnologien ausbleibt. 

Es ist daher notwendig, eine deutliche Förderungs- 
präferenz zugunsten dieser unter Nummern 2 und 
3 genannten Maßnahmen zu schaffen. 

Gegenüber den gegenwärtig nach § 82 a EStDV 
geförderten Investitionen treten folgende Änderun- 
gen und Erweiterungen ein: 

— Wärmeschutzmaßnahmen sind bisher steuerlich 
nur begünstigt, wenn sie „ausschließlich" zum 
Zweck des Wärmeschutzes vorgenommen wer- 
den. Alternativ hierzu werden nach dem Moder- 


nisierungs- und Energieeinsparungsgesetz (Mod- 
EnG) Zuschüsse gewährt für Maßnahmen „zur 
wesentlichen Verbesserung" der Wärmedäm- 
mung. Trotz gleicher, auf die Einsparung von 
Heizönergie gerichteter Zielsetzung führen diese 
Regelungen zu unterschiedlichen Ergebnissen. So 
wird z. B. der Einbau von Roll- und Klappläden 
nicht begünstigt, weil er nicht ausschließlich dem 
Wärmeschutz dient, während die Gewährung 
von Zuschüssen grundsätzlich möglich ist. 

Diese Unstimmigkeit wird dadurch beseitigt, daß 
nunmehr Maßnahmen, die „im wesentlichen" 
zum Zweck des Wärmeschutzes vorgenommen 
werden, steuerlich gefördert werden. 

— Windkraftanlagen und Anlagen zur Energie- 
erzeugung durch Nutzung von Biomasse (z. B. 
Stroh, Bio-Gas) werden als weitere Energie- 
erzeugungsanlagen, die der Substitution fossiler 
Brennstoffe dienen, in den Förderungskatalog 
aufgenommen. 

— Unter dem Gesichtspunkt der Sicherung der 
Energieversorgung wird auch die Anschaffung 
oder Herstellung von Notstromaggregaten durch 
erhöhte Absetzungen gefördert. Zur Begründung 
wird auf den Gesetzentwurf des Bundesrates vom 
9. März 1979 — BT-^Druoksache 8/2956 — ver- 
wiesen. 

Die erhöhten Absetzungen für Wärmeschutzmaß- 
nahmen nach Absatz 1 Nr. 1 werden für alle Ge- 
bäude, die vor dem 1. Januar 1978 hergestellt wor- 
den sind, zugelassen. Es kann davon ausgegangen 
werden, daß Gebäude, die nach diesem Zeitpunkt 
erstellt wurden bzw. werden, bereits den energie- 
sparenden Grundnormen entsprechen. 

Die steuerliche Förderung nach Absatz 1 Nr. 1 wird 
nicht mehr auf Gebäude beschränkt, die vor dem 
1. Januar 1978 hergestellt worden sind. Die Zielset- 
zung der Energieeinsparung macht es erforderlich, 
auch bei später hergestellten Gebäuden im Falle ei- 
ner Heizungsumstellung den Anschluß an die Fern- 
wärmeversorgung in die Förderung einzubeziehen. 

Neben der Einbeziehung von Windkraftanlagen und 
Anlagen zur Energieerzeugung durch Nutzung von 
Biomasse erweitert Absatz 1 Nr. 3 gegenüber der 
bisherigen Rechtslage die steuerliche Förderung da- 
durch, daß auch Anschaffungsfälle begünstigt und 
Anlagen gefördert werden, die keine Gebäudebe- 
standteile darstellen, sondern als Betriebsvorrich- 
tungen genutzt werden. Nach der geltenden Rechts- 
lage erhält der Ersterwerber eines Gebäudes, das 
mit energiesparenden Techniken ausgerüstet ist, für 
diese Anlagen nach § 82 a EStDV keine erhöhten 
Absetzungen, da er nicht Herstellungs-, sondern An- 
schaffungskosten aufwendet. Diese Schlechterstel- 
lung gegenüber einem Steuerpflichtigen, der als 
Bauherr entsprechende Investitionen in einem Neu- 
bau vornimmt, ist nicht gerechtfertigt. 

Die Inanspruchnahme erhöhter Absetzungen setzt 
in Anschaffungsfällen voraus, daß es sich um neue 
Anlagen handelt. Dadurch wird die mehrfache För- 
derung derselben Anlage ausgeschlossen. Durch die 
erhöhten Absetzungen sollen Maßnahmen zur Nut- 
zung neuer Techniken für die eigene Energieversor- 
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gung gefördert werden; daher werden Anlagen, de- 
ren Verwendung Gegenstand oder Teil einer ge- 
werblichen Betätigung im Bereich der Energiever- 
sorgung ist, in die Förderung nicht einbezogen. 

Absatz 2 berücksichtigt, daß bei der Ermittlung des 
Gewinns aus Land- und Forstwirtschaft nach Durch- 
schnittsätzen (§ 13 a EStG) Absetzungen für Abnut- 
zung und der Abzug von Betriebsausgaben grund- 
sätzlich, von bestimmten Ausnahmen abgesehen, 
nicht vorgenommen werden, daß jedoch auch für die 
von dieser Gewinnermittlungsart erfaßten Betriebe 
ein Anreiz für die Durchführung energiesparender 
Maßnahmen erforderlich ist. Deshalb werden für die- 
sen Bereich — in Anlehnung an die zur Anwendung 
des § 7 b EStG in § 52 EStDV getroffene Regelung — 
die erhöhten Absetzungen nach Absatz 1 zugelas- 
sen. Die Zielsetzung der Energieeinsparung macht 
es ferner erforderlich, Erhaltungsaufwand, der durch 
die erstmalige Durchführung einer energiesparen- 
den Maßnahme ensteht, wie bei anderen Betrieben 
als abzugsfähige Betriebsausgabe zu behandeln. 

Durch Absatz 3 wird das bereits in § 82 a Abs. 2 
EStDV enthaltene Kumulierungsverbot aufrechter- 
halten. 

Absatz 4 übernimmt die in § 82 a Abs. 3 EStDV für 
Erhaltungsauf Wendungen bei selbstgenutzten Einfa- 
milienhäusern und Eigentumswohnungen getroffene 
Sonderregelung mit der Maßgabe, daß die Aufwen- 
dungen für die geförderten Maßnahmen auf sechs 
bzw. acht Jahre verteilt werden und entsprechend 
der Neuregelung in Absatz 1 im Jahr des Abschlus- 
ses der Arbeiten bis zur Höhe von 30 bzw. 50 v. H. 
abzugsfähig sind. 

Nummer 3 (§ 9 Abs. 1 Nr. 7) 

Es handelt sich um eine Fölgeänderung. 

Nummer 4 (§ 51) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung; 
die in der bezeichneten Vorschrift enthaltenen Er- 
mächtigungen sind gegenstandslos geworden, da die 
Materie in § 7 g übernommen worden ist. 

Nummer 5 Buchstabe a (§ 52) 

Absatz 11a regelt das Inkrafttreten. 

Nummer 5 Buchstabe b (§ 52) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung. 


Zu Artikel 2 (Investitionszulagengesetz) 

Nummer 1 Buchstabe g (§ 4 a) 

Unter derp Gesichtspunkt der Sicherung der Ener- 
gieversorgung wird auch die Anschaffung oder Her- 
stellung von Notstromaggregaten durch Gewährung 
einer Investitionszulage nach § 4 a InvZulG begün- 
stigt. Die gleichzeitige Inanspruchnahme der erhöh- 
ten Absetzungen nach § 7 g Abs. 1 EStG wird idurch 
das in § 7 g Abs. 3 EStG enthaltene Kumulierungs- 
verbot verhindert. Die Gewährung einer Investi- 
tionszülage ist insbesondere für Betriebe von Be- 
deutung, bei denen sich erhöhte Absetzungen steu- 
erlich nicht auswirken. 

Auf die in § 4 a Abs. 1 Nr. 3 InvZulG vorgesehene 
Bestätigung wird aus Gründen der Verwaltungsver- 
einfachung verzichtet. Es ist davon äuszugehen, daß 
Notstromaggregate nur angeschafft oder hergestellt 
werden, wenn diese Investitionen zur Sicherung 
der Energieversorgung im Betrieb des Steuerpflichti- 
gen erforderlich und geeignet ist. 

Nummer 1 Buchstabe ö (§ 4 a) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassun^g. 

Nummer 2 Buchstabe a (§ 8 Abs 4) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung. 

Nummer 2 Buchstabe 5 (§ 8 Abs. 4) 

Absatz 4 Satz 3 regelt das Inkrafttreten. 

Zu Artikel 3 (Gesetz zur Förderung der Moderni- 
sierung von Wohnungen und von 
Maßnahmen zur Einsparung von Heiz- 
energie) ^ 

§ 5 Abs. 3 Satz 2 

Durch die Ergänzung wird entsprechend der gelten- 
den Rechtslage sichergestellt, daß in allen Fällen 
der Inanspruchnahme von Vergünstigungen nach 
Artikel 1 Nr. 2 eine Förderung derselben Maßnah- 
me durch das Modernisierungs- und Energieeinspa- 
rungsgesetz ausgeschlossen ist. 

Zu Artikel 4 (Berlin-Klausel) 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 5 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 
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Anlage 2 

Stellungnahme der Bundesregierung zum Gesetzentwurf des Bundesrates 


1. Vorbemerkungen 

Der Gesetzentwurf des Bundesrates zielt im wesent- 
lichen auf Verstärkung der steuerlichen Anreize zu 
energiesparenden Investitionen, vor allem zur Ver- 
minderung des Heizenergiebedarfs. Der Gesetzent- 
wurf bezieht sich primär auf Maßnahmen, die bisher 
nach dem Wohnungsmodernisierungs- und Energie- 
einsparungsgesetz nach § 51 Abs, 1 Buchstabe q Ein- 
kommensteuergesetz in Verbindung mit § 82 a Ein- 
kommensteuerdurchführungsverordnung gefördert 
werden (sogenanntes 4,35-Mrd.-DM-Programm). 

Das von Bund und Ländern gemeinsaih getragene 
4,35-Mrd.-DM-Programm zur Förderung heizenergie- 
sparender Maßnahmen wird für einen mittelfristigen 
Zeitraum 1978 bis 1982 durchgeführt. Es gibt mit um- 
fangreichen Maßnahmenkatalogen Anreize durch 
Zuschüsse oder steuerliche Vergünstigungen. Die 
Energiepreisentwicklung verbessert die Wirtschaft- 
lichkeit bestimmter energiesparender Maßnahmen 
erheblich und gibt Anlaß 

a) die Förderung einzelner Maßnahmen überhaupt 

b) die Höhe der Förderung für einzelne Maßnahmen 

für die weitere Laufzeit des Programms zu überden- 
ken. Wichtigstes Ziel dieser Überlegungen ist, die 
Wirksamkeit von Einsparmaßnahmen zu verbessern, 
ohne daß ihnen durch die Kapazitätsauslastung des 
betroffenen Bauhaupt- und Ausbaugewerbes volks- 
wirtschaftliche Kosten in Form von unerwünschten 
Preissteigerungen gegenüberstehen. 

Nach Auffassung der Bundesregierung kann die im 
Gesetzentwurf vorgesehene zusätzliche steuerliche 
Förderung daher nicht losgelöst von einer Über- 
prüfung des 4,35-Mrd.-DM-Programms behandelt 
werden. 

Die Bundesregierung hat mit den Bundesländern Ge- 
spräche über die Fortentwicklung und ümstruktu- 
rierung des laufenden Zuschußprogramms nach dem 
ModEnG aufgenommen. Die zuständigen Minister 
der Bundesländer haben dem Bundesminister für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau erklärt, daß 
für eine solche ümstrukturierung die bisherige Er- 
fahrung mit dem Programm noch zu kurz sei. Insbe- 
sondere konnte die Inanspruchnahme des Programms 
noch nicht in dem erwünschten Umfang ausgewertet 
werden. 

11. Stellungnahme 

Die Bundesregierung lehnt den Gesetzentwurf des 
Bundesrates zur Förderung energiesparender Maß- 
nahmen aus folgenden Gründen ab: 

1. Der Gesetzentwurf des Bundesrates beschränkt 
sich im wesentlichen auf eine einseitige, massive 
und sofortige Anhebung der steuerlichen Ver- 
günstigungen für energiesparende Investitionen 


(Anhebung der Abschreibungen im ersten Jahr 
von 10 V. H. auf 30 v. H. bzw 50 v. H,). Der 
steuerliche Teil der Förderung des 4,35-Mrd.-DM- 
Programms weist jedoch gegenüber der Förde- 
rung über Zuschüsse bereits jetzt eine Reihe von 
Vorteilen auf. So besteht insbesondere ein 
Rechtsanspruch auf die Steuervergünstigung. 
Dies fällt besonders ins Auge, wenn — wie zur 
Zeit — die Mittel der Zuschußförderung nicht 
ausreichen, um alle Antragsteller zu befriedigen. 
Daneben gibt es für die steuerliche Förderung 
keine Mindest- oder Höchstgrenzen für die In- 
vestitionssumme. Schließlich kann auch bei glei- 
cher Investitionssumme die Steuerersparnis je 
nach dem persönlichen Steuersatz insgesamt hö- 
her ausfallen als der mögliche Zuschußbetrag. 

Insgesamt ist die steuerliche Förderung deshalb 
schon jetzt in vielen Fällen attraktiver als die 
Zuschußförderung. Dieses Ungleichgewicht, das 
häufig kritisiert wird, würde noch verstärkt wer- 
den, wenn der Gesetzentwurf des Bundesrates 
verwirklicht würde. 

Bei der Fortentwicklung der Anreize zur Ener- 
gieeinsparung ist zu beachten, daß mit dem seit 
Ende letzten Jahres erheblich angestiegenen 
Energiepreisniveau energiesparende Investitio- 
nen zum Teil auch bei geringerer oder keiner 
öffentlichen Förderung wirtschaftlich geworden 
sind. Es besteht daher keine grundsätzliche Ver- 
anlassung energiesparende Investitionen stärker 
als bisher zu fördern. 

2. Die sofortige Realisierung der Vorschläge würde 
zur Zeit auf vollausgelastete Kapazitäten in den 
betroffenen Zweigen des Baugewerbes stoßen. 
Ein Teil der durch die Maßnahmen zusätzlich an- 
geregten Nachfrage würde mithin kurzfristig le- 
diglich zu volkswirtschaftlich unerwünschten 
Preissteigerungen führen. Die angestrebte Effek- 
tivität der Maßnahmen müßte daher durch volks- 
wirtschaftliche Zusatzkosten erkauft werden. 

Auch von Länderseite ist auf diese Problematik 
hingewiesen worden. 

3. Die Begrenzung der steuerlichen Förderung auf 
Maßnahmen, die ausschließlich zum Zwecke des 
Wärme- oder Lärmschutzes vorgenommen wer- 
den, ist im wesentlichen aus Vereinfachungs- 
gründen vorgenommen worden, um den Ver- 
waltungsaufwand möglichst in Grenzen zu hal- 
ten. Eine Ausdehnung auf alle Investitionen, die 
wesentlich der Energieeinsparung dienen, würde 
die Finanzverwaltung überfordern, wenn sie den 
Begriff der „Wesentlichkeit" in jedem Einzelfall 
überprüfen und konkretisieren soll. 

4. Der Einbau moderner Technologien (Wärme- 
pumpen, Solaranlagen und Anlagen zur Wärme- 
rückgewinnung), deren technischer Reifegrad si- 
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eher noch sehr unterschiedlich ist, wird bereits 
zur Zeit steuerlich gefördert. Zum Teil reichen 
die vorhandenen Kapazitäten der Industrie (bei 
elektrischen Wärmepumpen) für die Deckung 
der stark gewachsenen Nachfrage kaum aus. 

Durch die steigenden Energiepreise haben sich 
auch die ökonomischen Anreize zum Einbau sol- 
cher Technologien weiter erhöht. Zusätzliche for- 
cierte steuerliche Förderung erscheint derzeit 
nicht geeignet, den energiepolitisch erwünsch- 
ten vermehrten Einsatz technisch ausgereifter 
Anlagen zu bewirken. 

5. Bezüglich der steuerlichen Begünstigung von 
Notstromaggregaten wird auf die ablehnende 
Stellungnahme der Bundesregierung vom 12. Ju- 
ni 1979, Drucksache 8/2956, verwiesen. 


Insgesamt glaubt die Bundesregierung, daß ein nach 
eingehenderen Erfahrungen mit dem bisherigen 
Programm zu entwickelndes Gesamtkonzept sowohl 
wirksamer wäre und zugleich dem Ziel der Ausge- 
wogenheit zwischen Zuschußförderung und steuer- 
lichen Abschreibungsvergünstigungen besser ent- 
spräche. Dabei kann der Grundkonzeption einer 
Energiesparpolitik, die Anreize zu einem selbstver- 
antwortlichen Handeln der einzelnen Wirtschafts- 
subjekte setzt, durchaus zugestimmt werden. 

Wichtiges Ziel dieser Überlegungen wird auch sein, 
mit Rücksicht auf die Kapazitätsauslastung des be- 
troffenen Bauhaupt- und Ausbaugewerbes die Wirk- 
samkeit von Einsparmaßnahmen zu verbessern, ohne 
daß ihnen volkswirtschaftliche Kosten in Form von 
unerwünschten Preissteigerungen gegenüberste- 
hen. 
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